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Donald Trump erklärte euphorisch: „Das ist Frieden im Nahen Osten.“ Der US-Präsident
bezog sich dabei auf das jüngste Abkommen zwischen Israel und der Hamas, das bislang zur
Freilassung von 20 israelischen Geiseln sowie rund 2.000 palästinensischen Gefangenen
geführt hat. Auch Trumps Außenminister Marco Rubio lobte den Deal als „einen der
wichtigsten Tage für den Weltfrieden seit 50 Jahren“. Doch hinter dem Pathos der Worte
verbirgt sich eine politische Realität, die weitaus komplizierter ist – und fragiler.

Der jüngste Gefangenenaustausch markiert zweifelsohne einen bemerkenswerten Moment in
einem seit Jahrzehnten festgefahrenen Konflikt. Doch wie nachhaltig ist diese Entwicklung?
Und wie realistisch ist die Hoffnung auf einen umfassenden Frieden im Nahen Osten?

Ein Deal mit begrenzter Tragweite

Die erste Phase des von Trump und seinen Beratern ausgehandelten Plans gilt weithin als
erfolgreich umgesetzt. Sie betraf vor allem sogenannte „low-hanging fruit“ – also
vergleichsweise einfache Zugeständnisse beider Seiten: Die Freilassung aller verbliebenen
Hamas-Geiseln, sowie politischer Gefangener aus israelischen Haftanstalten.

Doch schon die zweite Phase des Plans droht zu scheitern. Hamas fordert einen vollständigen
Rückzug Israels aus dem Gazastreifen – eine Bedingung, die die israelische Regierung bislang
kategorisch ablehnt. Diese pocht wiederum auf die vollständige Umsetzung des „Trump-
Plans“, der unter anderem die Entwaffnung der Hamas und die Errichtung einer neuen
palästinensischen Verwaltung vorsieht. Der diplomatische Spielraum ist entsprechend eng
bemessen.

Machtvakuum oder Machtkalkül?

Die Sicherheitslage in Gaza bleibt derweil angespannt. Beobachter berichten davon, dass sich
Hamas wieder zunehmend als ordnende Kraft auf der Straße positioniert. Offenbar ist die
Organisation bemüht, jeden Anschein eines Machtvakuums zu vermeiden – ein Szenario, das
Israels Regierung als Bedrohung wahrnimmt.

Besonders brisant ist die Frage, wer künftig in Gaza regieren soll. Weder Israel noch die USA
sehen die Hamas als akzeptable Verhandlungspartner. Doch auch die Palästinensische
Autonomiebehörde unter Präsident Mahmoud Abbas wird von Israel abgelehnt. Die von
Trump favorisierte Idee technokratischer Verwalter aus dem Kreis der Palästinenser stößt auf
ein zentrales Problem: Woher sollen diese kommen, wenn keine der etablierten
Organisationen infrage kommt?
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Internationale Stabilisierung: Idee mit Unsicherheiten

Ein zentrales Element des Friedensplans ist der Einsatz einer internationalen
Stabilisierungstruppe. Im Gespräch sind Einheiten aus den Vereinigten Arabischen Emiraten,
der Türkei, Indonesien sowie möglicherweise der EU. Diese sollen die Waffenruhe sichern und
beim Wiederaufbau helfen. Doch viele dieser Länder zögern: Wer will die Verantwortung
übernehmen, Hamas zur Entwaffnung zu bewegen? Und zu welchem Preis?

Eine internationale Truppe könnte in der Tat das nötige Vertrauen schaffen, um einen
langfristigen Frieden zu ermöglichen. Doch der Aufbau solcher Einheiten braucht Zeit – und
einen klaren politischen Auftrag. Ohne eine verbindliche Sicherheitsarchitektur bleibt die
Aussicht auf Stabilisierung vage.

Der diplomatische Moment – und seine Grenzen

Trotz der zahlreichen ungelösten Fragen sprechen manche Analysten vom
„vielversprechendsten Moment seit den Oslo-Verträgen“. Das liegt vor allem an der breiten
Unterstützung aus der arabischen Welt, die sich ungewöhnlich geschlossen hinter die
amerikanische Initiative stellt. Länder wie Saudi-Arabien, Ägypten oder Jordanien haben ein
erhebliches Interesse an einer Eindämmung der Gewalt – nicht zuletzt aus geopolitischen und
wirtschaftlichen Gründen.

Gleichzeitig ermöglicht der Deal allen beteiligten Parteien eine politische Erfolgsbilanz:
Hamas kann die Rückkehr von Gefangenen feiern und behaupten, die Palästina-Frage wieder
auf die internationale Agenda gesetzt zu haben. Israel wiederum hat die Geiseln befreit und
kann militärische Erfolge gegen die Hamas vorweisen. Und die USA können sich als
Friedensstifter profilieren – ein wichtiges Narrativ für Trump und Rubio, gerade mit Blick auf
die innenpolitische Bühne.

Doch dieser Balanceakt birgt Risiken. Sollte die internationale Aufmerksamkeit nachlassen,
könnten die beteiligten Akteure versucht sein, ihre bisherigen Positionen zu zementieren –
oder gar erneut zur Gewalt zu greifen.

Ein historischer Moment – oder nur eine weitere Episode?

Derzeit besteht eine vorsichtige Hoffnung auf eine echte Wende im Nahostkonflikt. Die
Kombination aus diplomatischem Druck, regionalem Interesse an Stabilität und
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internationaler Einbindung schafft ein bisher seltenes Momentum. Doch der Weg zu einem
dauerhaften Frieden bleibt lang – und voller Hindernisse.

Insbesondere die Frage nach der künftigen Verwaltung des Gazastreifens, die Entwaffnung
der Hamas und die Rückkehr zu politischen Verhandlungen über einen palästinensischen
Staat erfordern Kompromisse, zu denen bislang kaum jemand bereit scheint. Sollte der
derzeitige Waffenstillstand jedoch in eine substanzielle Friedensordnung münden, wäre dies
tatsächlich ein Durchbruch – möglicherweise der erste seit Oslo.

Madagaskars Präsident auf der Flucht

Proteste gegen Korruption und Staatsversagen eskalieren – Teile
des Militärs wechseln die Seite

Nach wochenlangen Massenprotesten ist Madagaskars Präsident Andry Rajoelina offenbar
untergetaucht. Er erklärte, sich an einem geheimen Ort aufzuhalten – aus Angst um sein
Leben. Gleichzeitig bekräftigte er, im Amt bleiben zu wollen. Doch es scheint bestätigt, dass
das Land längst in einer französischen Militärmaschine verlassen hat.

Der Hintergrund: Seit Wochen gehen in mehreren Städten des Inselstaats Zehntausende
junge Menschen auf die Straße. Sie fordern Rajoelinas Rücktritt – wegen grassierender
Korruption, wachsender Armut und der Verschlechterung der Lebensbedingungen. Die
Proteste werden von einer jugendlichen, zunehmend politisierten Zivilgesellschaft getragen –
der sogenannten Gen-Z. Der Zorn richtet sich nicht nur gegen die Regierung, sondern auch
gegen ein System, das vielen als kleptokratisch und entkoppelt vom Alltag der Bevölkerung
gilt.

Ein dramatischer Wendepunkt: Teile der Armee, die anfangs brutal gegen die Demonstranten
vorgingen, erklärten inzwischen öffentlich, keine Befehle ihrer Vorgesetzten mehr
auszuführen – und schlossen sich teilweise den Protestierenden an. Der Bruch innerhalb des
Sicherheitsapparats wird wohl zum Kipppunkt für die Regierung werden.

Internationale Beobachter warnen vor einer Eskalation der Lage. Sollte Rajoelina nicht
abgesetzt werden, wächst das Risiko eines Zusammenbruchs staatlicher Ordnung. Es wäre
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nicht das erste Mal in Madagaskars jüngerer Geschichte, dass ein Präsident durch
außerparlamentarischen Druck gestürzt wird – Rajoelina selbst kam 2009 durch einen Putsch
an die Macht.

Weitere Schlagzeilen weltweit
Schwere Unwetter in Mexiko:
Sintflutartige Regenfälle haben in fünf Bundesstaaten zu Überschwemmungen und
Erdrutschen geführt. Nach Angaben der Behörden kamen mindestens 64 Menschen ums
Leben, Dutzende gelten als vermisst.

Ukraine kündigt neue Kriegsstrategie an:
Kiew plant offenbar gezielte Angriffe im Westen Russlands – insbesondere auf Infrastruktur
der Ölindustrie. Ziel sei es, die wirtschaftliche Kriegsmaschinerie Moskaus zu schwächen.

Busunglück in Südafrika:
Mindestens 42 Menschen kamen ums Leben, als ein überfüllter Linienbus in einer bergigen
Region von der Straße abkam und in eine Schlucht stürzte.

Mord im Gefängnis an Ian Watkins:
Zwei Männer wurden in Großbritannien wegen der Tötung des inhaftierten Ex-Rockstars Ian
Watkins angeklagt. Watkins, einst Frontmann der Band Lostprophets, war wegen schwerster
Sexualverbrechen verurteilt worden.

US-amerikanische Anti-Abtreibungsgruppe expandiert nach Großbritannien:
Eine einflussreiche Pro-Life-Organisation aus den USA nimmt Europa ins Visier – insbesondere
Großbritannien. Beobachter warnen vor einer gezielten Einflussnahme auf Gesetzgebung und
öffentliche Debatten im Vereinigten Königreich.
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